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Der Gebäudesektor ist für 40 Prozent der CO2-Emissionen in Deutschland verantwortlich. Bis 2045 
gilt es, diese klimaneutral umzustellen. Dieser Aufgabe sind sich die Mitgliedsunternehmen und 
-genossenschaften des VdW Rheinland Westfalen bewusst und modernisieren seit Jahren kontinuier-
lich ihre Bestände. Die Umsetzung dieser Aufgabe steht dabei im unmittelbaren Zielkonflikt mit der 
Hauptaufgabe der sozial orientierten Wohnungswirtschaft, bezahlbare Wohnungen zu schaffen und 
zu erhalten.

Denn die erforderlichen Klimaschutzmaßnahmen an den Gebäudebeständen erfordern Investitions-
summen in Milliardenhöhe – Geld, über das Wohnungsunternehmen und -genossenschaften bei 
weitem nicht verfügen. Erhebliche Mieterhöhungen, um eine Finanzierung ansatzweise zu ermög-
lichen, dürfen im Hinblick auf die soziale Verantwortung jedoch nicht die Folge sein.

Erschwert wird diese Situation durch die stark gestiegenen Baukosten sowie die engmaschigen Vor-
gaben und Regularien in der Klimaschutzgesetzgebung, die Modernisierungsmaßnahmen erheblich 
teurer machen.

Damit dieser Zielkonflikt von klimaneutralen und gleichzeitig bezahlbaren Wohnungen aufgelöst 
werden kann, braucht es neben einer systematischen und angemessenen Förderung die richtigen 
Rahmenbedingungen in der Klimaschutzgesetzgebung, damit Investitionen möglichst kosteneffizient 
eingesetzt werden können.

Unsere Forderungen auf einen Blick

•   CO2-Einsparung vor teurer Energieeffizienz
•   Keine zusätzliche Verschärfung bei der Umsetzung der EU-Gebäuderichtlinie
•   Widersprüche in der Klimaregulierung auflösen
•   Bedingungen für Fernwärme verbessern
•   Verpflichtende Beteiligung der Wohnungswirtschaft an der kommunalen Wärmeplanung
•   Umsatzsteuerpflicht für Mieterstrom aufheben

CO2-Einsparung vor teurer Energieeffizienz

Die grundlegende Klimaschutzgesetzgebung legt den Fokus auf die Einsparung von Treibhausgas-
emissionen. Gleichzeitig forcieren aber viele Einzelvorschriften, darunter das Gebäudeenergiege-
setz (GEG), die Steigerung der Energieeffizienz und damit die Einsparung von Energie. Dass auch 
auf anderem Wege CO2 eingespart werden kann, bleibt dabei weitestgehend unbeachtet. Um die 
Klimaziele für den Gebäudesektor, nämlich das Erreichen eines klimaneutralen Gebäudebestands bis 
2045, zu erreichen, müssen aber die Einzelvorschriften an dem Ziel der CO2-Einsparung ausgerich-
tet werden. Die Steigerung der Energieeffizienz von Gebäuden muss demgegenüber nachgeordnet 
behandelt werden. Denn Energieeffizienzmaßnahmen sind mit enormen finanziellen Investitionen 
verbunden, die für den gesamten Gebäudebestand in Deutschland nicht abbildbar sind. Statt auf die 
Überoptimierung der Gebäudehülle sollte sich der Gesetzgeber auf die Umstellung der Energiever-
sorgung auf erneuerbare Energien konzentrieren. Energieeffizienzmaßnahmen sollten vor allem dort 
eingesetzt werden, wo sie für die Umstellung auf erneuerbare Wärme erforderlich sind. Daran muss 
sich auch die Gesetzgebung orientieren.
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Keine zusätzliche Verschärfung bei der Umsetzung der  
EU-Gebäuderichtlinie

Bei der Umsetzung der europäischen Gebäuderichtlinie in nationales Recht darf es zu keiner 
weiteren Verschärfung kommen. Die EU-Gebäuderichtlinie setzt bereits hohe Anforderungen an die 
nationalen Gebäudebestände. Bei der nationalen Umsetzung dürfen diese nicht durch Sanierungs-
pflichten für die Einzelgebäude verschärft werden. Stattdessen sollten ganze Wohnquartiere in den 
Blick genommen und dabei die klimaneutrale Energieversorgung in den Mittelpunkt gerückt werden. 
Für die Energieeffizienz sollten auch geringinvestive, z.B. digitale, Lösungen als Erfüllungsoption be-
rücksichtigt werden.

Widersprüche in der Klimaregulierung auflösen

Auch für die EU-Ebene gilt: Die Klimaschutzregulierung muss sich einheitlich am Gesamtziel der 
CO2-Reduzierung ausrichten, widersprüchliche Einzelmaßnahmen in der Klimaschutzregulierung 
müssen harmonisiert und einheitlich am Gesamtziel der CO2-Reduzierung ausgerichtet werden. Das 
gilt beispielsweise für den Widerspruch der EU-Taxonomie und der EU-Gebäuderichtlinie. Die EU-Ta-
xonomie fordert von Banken, vergünstigte Kredite an besonders klimafreundliche Projekte „Only the 
Best“ zu vergeben. Gleichzeitig sieht die europäische Gebäuderichtlinie vor, dass der Fokus bei der 
Modernisierung auf die „Worst Performing Buildings“ gelegt wird. Gerade für diese Projekte werden 
vergünstigte Kredite benötigt, um eine Modernisierung für die Mieter kostenverträglich zu ermög-
lichen. Dabei können häufig die Vorgaben der EU-Taxonomie, die „tiefe“ Modernisierungen fordern, 
jedoch nicht erfüllt werden, da dadurch wiederum erhebliche Mehrkosten entstehen. Gleichzeitig 
fokussiert ein wesentlicher Teil der  EU-Gebäuderichtlinie auf die Effizienz der Gebäude und nicht die 
CO2-Emissionen, weshalb bei der Umsetzung in nationales Recht das Gesamtziel der CO2-Reduktion 
berücksichtigt werden muss.

Bedingungen für Fernwärme verbessern

Fernwärme soll in der Wärmewende eine tragende Rolle spielen. Die aktuellen Regelungen führen 
jedoch dazu, dass der Umstieg auf Fernwärme mit vielen Unsicherheiten verbunden ist, die es auf-
zulösen gilt, um Fernwärme attraktiver zu gestalten. Dazu zählt zum einen die Sicherstellung von 
Kostenregulierung sowie von Preistransparenz, um zu gewährleisten, dass die Kosten für Fernwärme 
im Vergleich zu anderen Wärmelösungen verhältnismäßig bleiben. Zum anderen gilt es das Gebot 
der Kostenneutralität nach § 556c BGB zu überarbeiten, sodass auch dann ein Anschluss an Fern-
wärme erfolgen kann, wenn Kostenneutralität gegenüber dem bestehenden Heizungssystem nicht 
ermöglicht werden kann. Einen Anschluss- und Benutzungszwang für Fernwärme darf es nicht 
geben – stattdessen müssen die Bedingungen für Fernwärme derart gestaltet werden, dass darüber 
eine langfristig verlässliche und günstige klimaneutrale Wärmeversorgung von Wohnquartieren ge-
währleistet wird und ein Anschluss somit für Wohnungsunternehmen und -genossenschaften sowie 
Mieterinnen und Mieter attraktiv ist.
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Verpflichtende Beteiligung der Wohnungswirtschaft an der kommunalen 
Wärmeplanung

Nach § 7 Abs. 3 Satz 6 des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) ist die Wohnungswirtschaft nur Kann-
Beteiligte in der kommunalen Wärmeplanung. Aufgrund ihrer besonderen Kenntnisse ihrer Quartiere 
und einer hohen Wärmebedarfsdichte, ist die Wohnungswirtschaft aber eine wichtige Partnerin in 
der kommunalen Wärmeplanung. Sie kann für den Prozess relevante Informationen zu Gebäude-
beständen, Heizungstechnologie und die eigenen Modernisierungspfade liefern. Darüber hinaus 
sind Wohnungsunternehmen und -genossenschaften mit ihren Quartieren wichtige Ankerkunden 
für leitungsgebundene Wärmeversorgung und Partner bei der Umsetzung von Wärmenetzen unter 
Nutzung regenerativer Wärmequellen, wie Geothermie oder Abwasserwärme. Damit eine Wärmepla-
nung erfolgreich sein kann und die Modernisierungsstrategien der örtlichen Wohnungswirtschaft mit 
den Ausbauplänen von Kommune und Stadtwerken harmonisiert werden können, ist eine frühzeitige 
Beteiligung der örtlichen Wohnungsunternehmen und -genossenschaften am kommunalen Wärme-
planungsprozess essenziell. Aus diesem Grund gilt es, § 7 Abs. 3 Satz 6 WPG entsprechend anzupas-
sen und die Wohnungswirtschaft als pflichtbeteiligte Partei in der kommunalen Wärmeplanung zu 
verankern.

Umsatzsteuerpflicht für Mieterstrom aufheben

Mit dem Solarpaket I wurden wesentliche Hemmnisse für eine Versorgung von Mieterinnen und 
Mietern mit klimafreundlichem Strom vor Ort – sei es über Mieterstrom oder die gemeinschaft-
liche Gebäudeversorgung – aufgehoben. Unter anderem wurden steuerliche Hürden, etwa bei der 
erweiterten gewerbesteuerlichen Kürzung bzw. für die steuerbefreiten Wohnungsgenossenschaften, 
abgebaut. Mit Urteil des Bundesfinanzhofs vom 17. Juli 2024 wurde nun allerdings festgehalten, 
dass Mieterstrom der Umsatzsteuerpflicht unterliegt. Dies führt dazu, dass der Strom teurer wird und 
das Modell wieder an Attraktivität verliert. Damit die Erfolge des Solarpakets I nicht revidiert werden 
und klimaneutral vor Ort produzierter Strom weiterhin für Mieterinnen und Mieter attraktiv bleibt, 
muss die Umsatzsteuerpflicht für Mieterstrom aufgehoben werden.


